
Der Übergang der rechten SPD-Führer auf 
die Positionen des Imperialismus, der heute 
offen zutage tritt, wurde bereits 1933 begonnen. 
Am 23. März 1933 erklärte der SPD- 
Abgeordnete Wels in der zweiten Sitzung des 
Reichstages als erster Redner nach Hitlers'Begrün­
dung zum Ermächtigungsgesetz im Namen der 
SPD-Fraktion sinngemäß: „Wir sind mit der von 
Hitler vorgetragenen außenpolitischen Konzeption 
der neuen Regierung völlig und einschränkungslos 
einverstanden.“ Heute organisiert die rechte SPD- 
Führung offen die Wahlhilfe für die aggressiven 
imperialistischen Kräfte. In allen wirklich entschei­
denden Fragen ist das Programm der CDU und das 
der SPD nicht zu unterscheiden. Was aber bedeutet 
das? Die zwei größten Parteien Westdeutschlands 
„bekämpfen“ sich vor den Augen der Wähler, aber 
beide besorgen die Geschäfte des amerikanischen 
und westdeutschen Imperialismus. Die rechte SPD- 
Führung betreibt in der Tat Adenauer-Politik und 
treibt so der CDU die Stimmen zu.
Mit der bedingungslosen Unterstützung des faschi­
stischen Kurses durch die rechten SPD-Führer wird 
auch der Volksbetrug mit den „freien Wahlen“ 
offensichtlich. Der Wähler soll gezwungen werden, 
gleichgültig, ob er die Regierungspartei oder die 
„Oppositionspartei“ wählt, für Atomrüstung, Re­
vanchismus und Faschisierung im Innern und damit 
gegen seine eigenen Lebensinteressen zu stimmen. 
Solche Wahlen als Ausdruck der Selbstbestimmung 
des Volkes zu bezeichnen, ist offener Hohn.
So sieht das wahre Programm der Kriegspartei aus, 
die vor drei Jahrzehnten Hitler an die Macht schob, 
um im Faschismus und Krieg den Ausweg aus der 
Krise ihrer Herrschaft zu suchen. Heute, unter den 
Bedingungen der neuen Etappe der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus, tritt die Krise ihrer Herr­
schaft noch schärfer zutage. Der wachsenden Zu­
spitzung aller Widersprüche hoffen sie durch dieses 
Programm des Krieges und der innenpolitischen 
Diktatur zu entrinnen. Es ist ein aussichtsloses 
Unterfangen, denn heute bestimmt schon nicht 
mehr der Imperialismus die Entwicklung in der 
Welt, sondern der Sozialismus/Kommunismus.
Die Gefährlichkeit der Ultras darf deshalb nicht 
unterschätzt werden. Den Friedenkräften in 
Deutschland steht ein erbitterter und aggressiver 
Gegner gegenüber. Gerade deshalb ist es erforder­
lich, die Brutalität und Grausamkeit seines „Wahl­
programmes“ und seiner „Wahlmethoden“ in jeder 
erdenklichen Form den westdeutschen Werktätigen 
klarzumachen und ihnen zu helfen, die Alternative 
zu finden. Diese Alternative ist der Abschluß eines 
Friedensvertrages mit beiden deutschen Staaten, 
und wenn sich die Westmächte und Bonn weigern, 
sein Abschluß mit der DDR.
In jedem Falle würden dem Militarismus ein Riegel 
vorgeschoben und Voraussetzungen für seine Bän­
digung geschaffen werden. In jedem Falle würden 
die westdeutschen Friedenskräfte gestärkt, um 
schließlich das Übergewicht zu erringen. Gerade 
deshalb muß die Frage des Friedensvertrages auch 
in den Mittelpunkt des westdeutschen Wahl­
kampfes treten.
Der Abschluß des Friedensvertrages ist der Weg, 
um den Forderungen der westdeutschen Bevölke­

rung Geltung zu verschaffen, die sie in ungezählten 
Aktionen gegen die atomare Rüstung, gegen Land­
raub und gegen die Anlage von Raketenbasen er­
hoben hat. Er entspricht den zahllosen Willens­
kundgebungen der Gewerkschaften gegen Not­
stands- und Notdienstgesetz, gegen Neofaschismus 
und für die Sicherung der demokratischen Rechte 
des Volkes. Wenn auch die Bonner Regierung alles 
daran setzt, der westdeutschen Bevölkerung die 
Vorschläge der Sowjetunion und der DDR zum 
Friedensvertrag vorzuenthalten, sie zu entstellen 
und zu verunglimpfen, so erkennen doch immer 
mehr westdeutsche Bürger, daß der Friedensver­
trag Sicherheit und friedliche Zukunft verbürgt.

Aber diese Erkenntnis muß sich in konkrete Ak­
tionen umsetzen. Es sind Kandidaten vorhanden, 
die alle guten nationalen Gedanken der westdeut­
schen Bevölkerung aufgegriffen haben und konse­
quent auftreten für einen Friedensvertrag, für 
friedliche Verhandlungen, für Rüstungsstopp und 
atomwaffenfreie Zone, für militärische Neutralität, 
für Verhandlungen und Annäherung beider deut­
scher Staaten, für Freiheit und Demokratie, für 
Verbesserung der Sozialleistungen.
Es sind die Kommunisten, die trotz Schikanen und 
Verfolgungen mutig den Kampf um ihr Wahlrecht 
aufgenommen haben und vor den Wählern die 
Alternative zum Kriegsprogramm der Ultras ver­
treten. Es sind die Kandidaten der Deutschen Frie­
densunion, in der sich Anhänger der verschiedensten 
politischen Anschauungen zusammengeschlossen 
haben, um gemeinsam für Frieden, Abrüstung und 
Verständigung zu kämpfen.
Sie werden durch den imperialistischen Machtappa­
rat — wie im Falle Karl Schabrods — unterdrückt, 
verhaftet und verleumdet. Sie können nur Erfolg 
haben, wenn alle, die für die gleichen Ziele ein- 
treten, die Gewerkschaften, die gegen Atomrüstung 
und Notstandsgesetze sind, die Bauern, die gegen 
Landraub kämpfen, die Frauen, die gegen das Not­
dienstgesetz sind, die Jugend, die nicht den Atom­
tod sterben will, die- Intelligenz, die friedlichen 
Interessen dienen will, diese Kandidaten unter­
stützen. Die beste Unterstützung aber ist nicht das 
Warten auf den Stimmzetteleinwurf am Wahltag, 
sondern sind Bewegungen der Massen für ihre 
politischen und sozialen, für ihre kulturellen und 
nationalen Interessen.

Es ist höchste Zeit, daß die Werktätigen West­
deutschlands sich von den Adenauer, Brentano und 
Strauß, von der Brandt-Mannschaft und allen an­
deren Atomkriegspolitikern abwenden und ent­
schlossen für die Bändigung des Militarismus, für 
den Abschluß eines Friedensvertrages kämpfen. 
Nur so wird es ein Wahlkampf, wie Lenin ihn von 
der Arbeiterklasse forderte, „überall das Denken 
wachrütteln, die Masse in Bewegung bringen“, die 
von den Imperialisten „angesetzten Wahlen aus­
nutzen“, um das Volk mit den notwendigen Auf­
gaben vertraut zu machen.8 Nur wenn alle Möglich­
keiten genutzt werden, kann der Wahlkampf zur 
Hebung der Bewußtheit der Menschen, zur Formie­
rung der Kräfte für eine politische Wende in West­
deutschland beitragen.

8 Lenin, Gesammelte Werke, Bd. 31, S. 86.
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